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Beschlussvorschlag 
1. Die Gemeindevertretung hat die während der Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der 

Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange vorgebrachten Stellungnahmen mit 
folgendem Ergebnis geprüft: S. Anlage. Die Anlage ist Bestandteil des Beschlusses. 
 

2. Der Bürgermeister wird beauftragt, den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange und der Öffentlichkeit, die Stellungnahmen vorgebracht haben, das 
Abwägungsergebnis mitzuteilen. 

 
 

3. Die Gemeindevertretung beschließt die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 
„Ortslage Ort Wendorf“ bestehend aus dem Teil A Planzeichnung und dem Teil B Text 
sowie den örtlichen Bauvorschriften gemäß § 10 BauGB i. V. m. § 13a BauGB als 
Satzung. Die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 wird gebilligt. 
 

4. Der Bürgermeister wird beauftragt, für die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 die 
Genehmigung beim Landkreis Ludwigslust-Parchim zu beantragen sowie nach Vorliegen 
der Genehmigung diese ortsüblich bekannt zu machen. 

 
 
Sachverhalt 
 
Ziel der 1. Änderung ist die Umwidmung von Allgemeinen Wohngebieten in Sonstige 
Sondergebiete sowie die Umwidmung der Planstraße F in ein Baugebiet. Dafür wird etwas 
weiter nördlich parallel zur wegfallenden Planstraße F eine Verkehrsfläche festgesetzt. In 
den betreffenden Baugebieten wird lediglich die zulässige Art der baulichen Nutzung 
geändert. Weiterhin wird in dem Sonstigen Sondergebiet „Hotel“ eine Baugrenze geringfügig 
angepasst. 
 
Der Entwurf der Planung wurde vom 16.04.2024 bis 21.05.2024 veröffentlicht. Zeitgleich 
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beteiligt. Nach Auswertung 
der eingegangenen Stellungnahmen ergaben sich keine inhaltlichen Änderungen an der 
Planung. Einige redaktionelle Anpassungen wurden vorgenommen und nachrichtliche 
Übernahmen aufgenommen. 
 
Die eingegangenen Stellungnahmen wurden gemäß § 1 Abs. 7 BauGB in die Abwägung 



eingestellt und gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen. Nach Durchführung 
der Abwägung liegen nun die planungsrechtlichen Voraussetzungen vor, um die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 8 als Satzung zu beschließen. 
 
Die Gemeinde Kuhlen-Wendorf verfügt über keinen wirksamen Flächennutzungsplan. Die 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 wird daher als selbstständiger Bebauungsplan nach § 
8 Abs. 2 Satz 2 BauGB aufgestellt. Nach dem Satzungsbeschluss über die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 8 ist dieser dem Landkreis Ludwigslust-Parchim als höherer 
Verwaltungsbehörde gemäß § 10 Abs. 2 BauGB zur Genehmigung vorzulegen. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

Ja   ÜPL  

Nein X  APL  

 

Betrag in €:  

Produktsachkonto:  

Haushaltsjahr:  

Deckungsvorschlag:  

 

 

Anlage/n 
1 Abwägung 1. Ä B8 Kuhlen-Wendorf (öffentlich) 

 
2 1. Ä. B8 Kuhlen-Wendorf Beschluss 28 11 24 (öffentlich) 

 
3 Begründ_Beschluss_1. Ä. B8_Kuhlen-Wendorf (öffentlich) 

 
 



 
 

 
 
 
 
 
 

 

GEMEINDE KUHLEN-WENDORF 
 
 

Satzung über die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 8 
„Ortslage Ort Wendorf“ 

 
 
 

Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB der eingegangenen Stellungnahmen  
im Rahmen der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung 

nach §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 
 
 
 
 
 

Anlage zum Satzungsbeschluss 
 
 

Bearbeitungsstand 28.11.2024 
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Die folgenden Behörden, Träger öffentlicher Belange oder 
Nachbargemeinden haben keine Belange vorgebracht, keine Bedenken 
zur Planung geäußert, der Planung zugestimmt oder keine Stellungnahme 
abgegeben: 
 

Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie M-V 

Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V 

Forstamt Gädebehn 

Straßenbauamt Schwerin 

Bergamt Stralsund 

Wasser- und Bodenverband „Obere Warnow“ 

50Hertz Transmission GmbH 

GDMcom GmbH 

HanseGas GmbH 

Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH 

WEMAG Schwerin 

Stadt Bruel 

Gemeinde Kloster Tempzin 

Gemeinde Weitendorf 

Gemeinde Cambs 

Stadt Crivitz 

Gemeinde Demen 

Gemeinde Dobin am See 

Gemeinde Gneven 

Gemeinde Langen Bütz 
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Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Ausführungen zur Kenntnis und 
stimmt diesen zu. 
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Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Ausführungen zur Kenntnis und 
stimmt diesen zu. 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass dem Programmsatz 3.1.1 (5) RREP WM 
entsprochen wird. 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass das Vorhaben mit den Programmsätzen 
4.6 (4) LEP M-V, 3.1.3 (3) RREP WM und 4.2 (8) RREP WM vereinbar ist. 
 
Das Plangebiet überplant Bereiche, die dem planungsrechtlichen Innenbereich 
zuzuordnen sind. Mit der Planung werden daher keine landwirtschaftlichen Flä-
chen in Anspruch genommen und die Trinkwasserneubildung wird nicht zusätz-
lich beeinträchtigt. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass das Vorhaben mit den Zielen und 
Grundsätzen der Raumordnung und Landesplanung vereinbar ist.  
 
 
 
Der abschließende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Der Hinweis auf die RASt06 wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Hinweis auf Einziehungsverfahren nach StrWG M-V wird zur Kenntnis ge-
nommen. Mit der Festsetzung von Verkehrsflächen im Bebauungsplan soll die 
öffentliche Erschließung gesichert werden. Grundsätzlich werden mit der Fest-
setzung von Verkehrsflächen auch die Grundlagen für Umlegungsverfahren, 
die Ausübung von Vorkaufsrechten und Enteignungsverfahren gelegt. Die Ge-
meinde wird sich mit diesen Instrumenten beschäftigen, sofern sie dies für er-
forderlich erachtet. 
Der Hinweis zur Beschilderung wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
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FD 38 – Brand- und Katastrophenschutz 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken und Hinweise beste-
hen. 
 
 
FD 53 – Gesundheit  
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände bestehen.  
 
 
 
FD 60 Regionalmanagement und Kreisentwicklung  
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen.  
 
FD 62 – Vermessung und Geoinformation  
Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens des FD 62 Vermessung und 
Geoinformation keine Einwände bestehen. 
 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden berücksichtig und in die Planzeichnung 
eingepflegt. 
 
 
 
 
 
FD 63 – Bauordnung 
 
 
 
Denkmalschutz 
Die nebenstehenden Ausführungen werden in die Hinweise übernommen. 
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Auf die Baudenkmale wird in der Planzeichnung und in den Hinweisen hinge-
wiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bauleitplanung 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken und Hinweise beste-
hen. 
 
FD 66 – Straßen- und Tiefbau 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände oder Bedenken beste-
hen. 
 
 
 
FD 68 - Umwelt 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass grundsätzlich keine Bedenken beste-
hen. 
 
 
Die Gemeinde nimmt den Hinweis zur Kenntnis und stimmt darin überein, dass 
aktuell keine ordnungsgemäße Nutzung der festgesetzten Grünfläche stattfin-
det. Die Gemeinde erachtet weitergehende Festsetzungen für nicht erforder-
lich. Der Flächeneigentümer wird ggf. durch ordnungsrechtliche Maßnahmen 
zu einer bebauungsplankonformen Nutzung der Grünfläche aufgefordert. 
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Die nebenstehenden Auflagen sind im Rahmen der Bauleitplanung nicht unmit-
telbar von Bedeutung. Die Auflagen sind im Rahmen von Bauausführungen zu 
beachten und einzuhalten. Die Auflagen werden daher als Hinweise in die Be-
gründung übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bodenveränderungen und keine 
altlastenverdächtigen Flächen bekannt sind. 
Der Hinweis auf eine wasserrechtliche Erlaubnis bei Grundwasserabsenkun-
gen wird zur Kenntnis genommen. Eine unmittelbare Relevanz für den vorlie-
genden Bebauungsplan wird nicht gesehen. 
Der Hinweis auf einschlägige Regelungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes 
wird zur Kenntnis genommen. Eine unmittelbare Relevanz für den vorliegenden 
Bebauungsplan wird nicht gesehen. 
 
 
Die Begründung wird zur Kenntnis genommen. 
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Zu 1. und 2. 
Die nebenstehenden Einordnungen der Schutzbedürftigkeit der Sonstigen Son-
dergebiete „Dauer- und Ferienwohnen“ sowie „Hotel“ werden von der Ge-
meinde nicht geteilt. 
Das Sondergebiet „Dauer- und Ferienwohnen“ umfasst im neben Ferienhäu-
sern und Wohngebäuden auch die weiteren in einem Allgemeinen Wohngebiet 
zulässigen Nutzungen (Läden, Schank- und Speisewirtschaften, nicht stören-
den Handwerksbetriebe sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, ge-
sundheitliche und sportliche Zwecke). Das Sondergebiet unterscheidet sich von 
einem Allgemeinen Wohngebiet insoweit, als dass Ferienwohnungen/Ferien-
häuser allgemein zulässig sind. Daher kann eine sinnvolle Einordnung der 
Schutzbedürftigkeit nur mit den immissionsrichtwerten für ein Allgemeine 
Wohngebiet erfolgen. 
Zum Sondergebiet „Hotel“ ist anzumerken, dass Hotels auch in Mischgebieten, 
Urbanen Gebieten, Kerngebieten und Gewerbegebieten allgemein zulässig 
sind. Die Einordnung der Schutzbedürftigkeit eines SO „Hotel“ in ein Reines 
Wohngebiet erscheint daher unangebracht. Mindestens sind die Werte eines 
Allgemeine Wohngebietes anzunehmen. 
 
Zu 3. und 4. 
Die Anmerkungen werden zur Kenntnis genommen und sind in nachgestellten 
Verfahren bzw. durch die Eigentümer zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die nebenstehenden allgemeinen Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Eine unmittelbare Relevanz für den vorliegenden Bebauungsplan wird nicht ge-
sehen. 
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Der Hinweis auf die RASt 06 wird zur Kenntnis genommen. 
  



 

Stellungnahme Behörde/TöB/Nachbargemeinde/Öffentlichkeit    Abwägung der Gemeinde Kuhlen-Wendorf 

 10 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. Landwirtschaft/EU-Förderangelegenheiten:  
Es wird zur Kenntnis genommen, dass landwirtschaftliche Belange nicht betrof-
fen sind und Bedenken und Anregungen nicht geäußert werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der redaktionelle Fehler wird korri-
giert. 
 
2. Integrierte ländliche Entwicklung 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Plangebiet in keinem Verfahren 
zur Neuregelung der Eigentumsverhältnisse befindet und deshalb keine Beden-
ken und Anregungen geäußert werden. 
 
3. Naturschutz, Wasser und Boden  
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Belange des StALU bzgl. des Natur-
schutzes nicht betroffen sind. Die untere Naturschutzbehörde des Landkreises 
Ludwigslust-Parchim wurde im Rahmen der Beteiligung ebenfalls um Abgabe 
einer Stellungnahme gebeten. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass Gewässer erster Ordnung und wasser-
wirtschaftliche Anlagen in der Zuständigkeit des StALU nicht berührt werden 
und somit keine wasserwirtschaftlichen Bedenken bestehen. 
 
 
 
Der Hinweis auf das Altlasten- und Bodenschutzkataster wird zur Kenntnis ge-
nommen. Das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie wurde eben-
falls als Träger öffentlicher Belange beteiligt. 
 
 
Der nebenstehende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
4. Immissions- und Klimaschutz, Abfall und Kreislaufwirtschaft  
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass sich keine nach BImSchG genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen in der immissionsschutzrelevanten Umgebung des 
Plangebietes befinden.  
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Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass sich im Plangebiet gesetzlich ge-
schützte Festpunkte der amtlichen geodätischen Grundlagennetze des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern befinden. 
Die Gemeinde stellt klar, dass die Festpunkte nicht innerhalb des Geltungsbe-
reiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 liegen. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass Vermessungsmarken nach § 26 Geo-
VermG M-V gesetzlich geschützt sind. Die weiteren nebenstehenden Hinweise 
werden zur Kenntnis genommen. Wie bereits erwähnt, befinden sich die Fest-
punkte außerhalb des Geltungsbereiches. Die Vermessungsmarken sind von 
dem Vorhaben daher nicht betroffen. 
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Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Die nebenstehende Übersichtskarte wird zur Kenntnis genommen. 
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Der nebenstehende Einzelnachweis eines Lagefestpunktes wird zur Kenntnis 
genommen. Der Lagefestpunkt befindet sich außerhalb des Geltungsberei-
ches der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8. 
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Der nebenstehende Einzelnachweis eines Lagefestpunktes wird zur Kenntnis 
genommen. Der Lagefestpunkt befindet sich außerhalb des Geltungsbereiches 
der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8. 
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Die Gemeinde Kuhlen-Wendorf nimmt zur Kenntnis, dass das LPBK M-V als 
obere Landesbehörde nicht zuständig ist.  
 
Der zuständige Landkreis Nordwestmecklenburg wurde ebenfalls als Träger öf-
fentlicher Belange beteiligt.  
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass in Meckl.-Vorpom. Munitionsfunde nicht 
auszuschließen sind.  
 
Der Hinweis, dass Bauherren für die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften verantwortlich sind, wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die Gemeinde Kuhlen-Wendorf nimmt zur Kenntnis, dass eine Kampfmittelbe-
lastungsauskunft beim Munitionsbergungsdienst des LPBK M-V zu erhalten ist.  
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In der Stellungnahme vom 10.04.2018 wurde auf die Erforderlichkeit eines Er-
schließungsvertrages hingewiesen. Hierzu wird ein Hinweis in die Begründung 
aufgenommen. 
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Die Planunterlagen werden nur zu internen Zwecken verwendet und nicht an 
Dritte weitergegeben. 
 
Die Gemeinde Kuhlen-Wendorf nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Telekom 
keine Einwände bestehen, wenn die erforderlichen Unterhaltungs- und Erwei-
terungsmaßnahmen am ober- und unterirdischen Kabelnetz jederzeit möglich 
sind. 
 
Es wird ein Hinweis auf bestehende Leitungen im Plangebiet in der Begründung 
gegeben. 
 
 
 
Die Hinweise zur Bauausführung werden zur Kenntnis genommen und beach-
tet. 
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Die Bestandspläne werden zur Kenntnis genommen. Das Plangebiet stellt ei-
nen weitgehend bebauten und erschlossenen Siedlungsbereich dar. Von daher 
sind auch zahlreiche Leitungen (insbesondere private Anschlussleitungen) in 
den Baugebieten vorhanden. Hierzu wird ein Hinweis in die Begründung aufge-
nommen. 
 
 
 
Der Hinweis auf die Leitungsauskunft wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Stellungnahme Behörde/TöB/Nachbargemeinde/Öffentlichkeit    Abwägung der Gemeinde Kuhlen-Wendorf 

 25 

 
 
 
 
 
 
 
 
Allgemeines 
Zu 1. 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass das Ziel und der Zweck der Planung in 
der Einwohnerversammlung vom 23.03.2023 dargelegt und mit den anwesen-
den Bürgern und Bürgerinnen diskutiert wurden. Von daher war der Planungs-
prozess äußerst transparent und umfasste umfangreichen Möglichkeiten für die 
Öffentlichkeit, Belange und Anmerkungen einzubringen. 
Die nebenstehenden Darstellungen, wonach gezielte Desinformiertheit taktisch 
genutzt worden sei, wird entschieden zurückgewiesen und muss als haltlos er-
kannt werden. Die Gemeindevertreter wurden ordnungsgemäß zu der Sitzung 
vom 06.10.2022 geladen. 
 
 
 
 
 
Zu 2. 
In der Tat kam es aufgrund eines redaktionellen Fehlers zu einer falschen Ad-
ressangabe. Für diesen Fehler entschuldigt sich die Gemeinde. Es konnte je-
doch festgestellt werden, dass alle Interessierten den Veranstaltungsort finden 
konnten. Hier kann keine Absicht oder gar eine Täuschung vermutet werden. 
Die Gemeinde wird derartige Bekanntmachungen zukünftig genauer prüfen. 
 
 
Zu 3. 
Ob eine derartige Äußerung von einem Gemeindevertreter tatsächlich getroffen 
wurde, kann an dieser Stelle nicht mehr nachvollzogen werden. Der Stellung-
nahme ist jedoch gänzlich zuzustimmen, dass jede Person sich zu der Planung 
äußern darf. 
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Einwohnerversammlung 
Zu 1. 
Die Zusammenfassung der Einwohnerversammlung aus Sicht des Einwenden-
den wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2. 
Die Gemeinde setzt sich im Folgenden mit der Einwendung auseinander. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde stellt klar, dass sie grundsätzlich bemüht ist, im Sinne des All-
gemeinwohls abzuwägen. Mit der vorliegenden Planung sollen private und öf-
fentliche Belange in Einklang gebracht werden. Dabei sind auch die Interessen 
des im Ort tätigen Investors genauso zu berücksichtigen wie die Interessen der 
übrigen Einwohnerinnen und Einwohner sowie der Öffentlichkeit. 
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Ausgehend von den Ergebnissen der Einwohnerversammlung vom 23.03.2023 
wurden Allgemeine Wohngebiete in Sonstige Sondergebiete „Dauer- und Feri-
enwohnen“ umgewandelt. Damit wird einerseits dem Wünsch des Investors 
entsprochen, Ferienwohnungen errichten zu können und andererseits auf die 
Wünsche aus der Öffentlichkeit reagiert, auch Dauerwohnen weiterhin zuzulas-
sen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. Ziel und Zweck der 1. Änderung des B-Planes 
Ziel und Zweck der 1. Änderung ist u. a. die planungsrechtliche Sicherung der 
bereits bestehenden Ferienhäuser, die den Festsetzungen des Bebauungspla-
nes Nr. 8 widersprechen. 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde stellt klar, dass der Bebauungsplan Nr. 8 kein vorhabenbezoge-
ner Bebauungsplan nach § 12 BauGB ist. 
Es ist richtig, dass in der Vergangenheit Nutzungen (Ferienwohnen) aufgenom-
men wurden, die im Widerspruch mit dem Bebauungsplan Nr. 8 stehen. Durch 
die untere Bauaufsichtsbehörde des Landkreises Ludwigslust-Parchim wurden 
daher nach Kenntnis der Gemeinde auch Nutzungsuntersagungen verfügt. 
Aus Sicht der Gemeinde ist ein konfliktfreies Nebeneinander von Dauer- und 
Ferienwohnen in einem touristisch geprägten Ort wie Wendorf grundsätzlich 
möglich. 
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Die Gemeinde stellt klar, dass die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 kein 
vorhabenbezogener Bebauungsplan nach § 12 BauGB ist. Die Kostenüber-
nehme durch den Investor ermöglicht es den gemeindlichen Haushalt zu ent-
lasten. Die kommunale Planungshoheit wird dadurch nicht berührt. 
 
 
 
 
 
Es ist richtig, dass in der Vergangenheit Nutzungen (Ferienwohnen) aufgenom-
men wurden, die im Widerspruch mit dem Bebauungsplan Nr. 8 stehen. Durch 
die untere Bauaufsichtsbehörde wurden daher auch Nutzungsuntersagungen 
verfügt. Zuständig für die Kontrolle von baulichen Nutzungen ist die untere Bau-
aufsichtsbehörde des Landkreises Ludwigslust-Parchim. Die Gemeindevertre-
tung kann die untere Bauaufsichtsbehörde auf rechtswidriges Handeln auf-
merksam machen, selbst jedoch nicht dagegen vorgehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das nebenstehende Zitat wird zur Kenntnis genommen. 
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Der nebenstehende Eindruck wird zur Kenntnis genommen. Ein unmittelbarer 
Bezug zur vorliegenden Planung wird nicht gesehen. 
 
 
 
Wie bereits erwähnt, ist die untere Bauaufsichtsbehörde des Landkreises Lud-
wigslust-Parchim für die Kontrolle von baulichen Nutzungen und die Einhaltung 
von Festsetzungen eines Bebauungsplanes zuständig. Nach Kenntnis der Ge-
meinde ist die untere Bauaufsichtsbehörde bei den bezeichneten Fällen auch 
eingeschritten. 
 
 
 
 
Zu 2. Straßen/Wege/Plätze – öffentlich-rechtlich gewidmet 
Die Haupterschließungswege und Straßen in Wendorf sind öffentlich gewidmet. 
Die geschilderte Befürchtung, wonach das eigene Grundstück nicht mehr er-
reichbar wäre, kann von der Gemeinde nicht nachvollzogen werden und er-
scheint unbegründet. 
 
 
Mit der Ausweisung von Verkehrsflächen in dem Bebauungsplan Nr. 8, bzw. 
der 1. Änderung, wurden und werden die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die öffentliche Erschließung der Grundstücke gesichert. In nachgela-
gerten Verfahren sind Eigentums- und Nutzungsrechte zu regeln. 
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Ein unmittelbarer Bezug zur vorliegenden Planung wird nicht gesehen. Mit der 
Ausweisung von Verkehrsflächen in dem Bebauungsplan Nr. 8, bzw. der 1. Än-
derung, wurden und werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
öffentliche Erschließung der Grundstücke gesichert. In nachgelagerten Verfah-
ren sind Eigentums- und Nutzungsrechte zu regeln. 
 
 
Mit der Ausweisung von Verkehrsflächen in dem Bebauungsplan Nr. 8, bzw. 
der 1. Änderung, wurden und werden die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die öffentliche Erschließung der Grundstücke gesichert. In nachgela-
gerten Verfahren sind Eigentums- und Nutzungsrechte zu regeln. 
 
 
 
 
 
Ein unmittelbarer Bezug zur vorliegenden Planung wird nicht gesehen. Mit der 
Ausweisung von Verkehrsflächen in dem Bebauungsplan Nr. 8, bzw. der 1. Än-
derung, wurden und werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
öffentliche Erschließung der Grundstücke gesichert. In nachgelagerten Verfah-
ren sind Eigentums- und Nutzungsrechte zu regeln. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3. Gewerbefreiheit, Berufsausübung 
Es ist zulässig (siehe § 1 BauNVO), die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
eines Allgemeinen Wohngebietes zu beschränken. Von dieser Feinsteuerungs-
möglichkeit wurde Gebrauch gemacht. Die einer Feinsteuerung ist zu beach-
ten, dass der Gebietscharakter erhalten bleibt. Daran besteht im vorliegenden 
Fall kein Zweifel. 
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Die Gemeinde stellt klar, dass innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete des Be-
bauungsplan Nr. 8 Wohngebäude, die der Versorgung des Gebietes dienenden 
Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie Anlagen für soziale und gesund-
heitliche Zwecke allgemein zulässig sind. Weiterhin sind Ferienwohnungen 
ausnahmsweise zulässig. Dies stellt ein übliches Nutzungsspektrum in einem 
Allgemeinen Wohngebiet dar, so dass kein unverhältnismäßiger Eingriff in pri-
vate Rechte erfolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde stellt klar, dass freiberufliche Tätigkeiten in einem Allgemeinen 
Wohngebiet in Räumen gemäß § 13 BauNVO allgemein zulässig sind.  Weiter-
hin hält die Gemeinde an der zulässigen Nutzungsmischung in den Allgemei-
nen Wohngebieten des Bebauungsplanes Nr. 8 fest. Den Bewohnern werden 
Nutzungsmöglichkeiten eingeräumt, die im Wesentlichen einem Allgemeinen 
Wohngebiet entsprechen. 
 
 
 
 
 
 
Unterstellungen, die Gemeindevertretung hätte lediglich im Sinne eines Inves-
tors gehandelt, werden strikt zurückgewiesen. Mit dem Nutzungsspektrum des 
Bebauungsplanes Nr. 8 wird den Eigentümern eine differenzierte und städte-
baulich angemessene Nutzung ihrer Grundstücke ermöglicht. 
 
 
 
Für ggf. vorhandene zukünftige Erwägungen, den Bebauungsplan Nr. 8 zu än-
dern, wäre immer ausschlaggebend, ob es ein pflichtgemäßes Ermessen 
i. S. v. § 1 Abs. 3 BauGB gibt. Dies liegt in der Planungshoheit der Gemeinde 
und kann nicht durch einen Privaten erzwungen werden. 
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Zu 4. Wohnraumzweckentfremdungsgesetz 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass ZwG M-V sehr hohe Hürden für seine 
Anwendung setzt. U. a. muss die Gemeinde belegen, dass „die ausreichende 
Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingun-
gen besonders gefährdet ist“. Hier ist insbesondere die besondere Gefährdung 
zu begründen, für die die Gemeinde keine Anhaltspunkte sieht. Weiterhin sei 
auch darauf verwiesen, dass mit dem Bebauungsplan Nr. 8 auch Baurechte für 
zusätzliche Wohngebäude in Allgemeine Wohngebietes geschaffen wurden. 
Dadurch wird die Aufstellung eine Satzung gemäß ZwG M-V ebenfalls unmög-
lich. 
 
 
 
 
 
Ein unmittelbarer Bezug zur vorliegenden Planung wird nicht gesehen. Die Mit-
teilung des Abwägungsergebnisses im Rahmen der vorliegenden Planung er-
folgt plangemäß nach Satzungsbeschluss. 
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Zu 5. Zukunftsfähigkeit der Gemeinde/Entwicklung von Wendorf 
Die städtebauliche Entwicklung eines wesentlichen Teils von Wendorf wurde 
mit dem Bebauungsplan Nr. 8 geregelt. Eine Konkretisierung erfolgt mit der 
1. Änderung. Der östliche Teil Wendorfs ist im Wesentlichen durch touristische 
und Wohnnutzungen geprägt. Diese Nutzungen wurden mit dem Bebauungs-
plan Nr. 8 städtebaulich geordnet. Gleichzeitig wurden Optionen für die zukünf-
tige städtebauliche Entwicklung eröffnet. 
 
 
 
 
Die nebenstehende Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Ausgehend von den Ergebnissen der Einwohnerversammlung vom 23.03.2023 
wurden Allgemeine Wohngebiete in Sonstige Sondergebiete „Dauer- und Feri-
enwohnen“ umgewandelt. Damit wird einerseits dem Wünsch des Investors 
entsprochen, Ferienwohnungen errichten zu können und andererseits auf die 
Wünsche aus der Öffentlichkeit reagiert, auch Dauerwohnen weiterhin zuzulas-
sen. Die Gemeinde erkennt keine Wertverluste, die durch die vorliegende Pla-
nung ausgelöst werden könnten. 
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Zu 1. 
Die Gemeinde weist die nebenstehende Darstellung zurück. Die Gemeindever-
treter haben auf Grundlage von Gesetzen und nach bestem Wissen und Ge-
wissen zu entscheiden. Es gibt keinen Anlass daran zu zweifeln. Ein unmittel-
barer Bezug zur vorliegenden Planung wird im Übrigen nicht gesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
Alle Einwendungen zur vorliegenden Planung wurden in die Abwägung einge-
stellt.  
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Der Wunsch nach einer Thematisierung der vorgebrachten Belange in einer 
Gemeindevertretung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Alle Einwendungen zur vorliegenden Planung, insbesondere auch die Einwoh-
nerversammlung vom 23.03.2023, wurden in die Abwägung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Aussagen zur Kenntnis. Ein unmit-
telbarer Bezug zur vorliegenden Planung wird nicht gesehen. Alle Einwendun-
gen zur vorliegenden Planung, insbesondere auch die Einwohnerversammlung 
vom 23.03.2023, wurden in die Abwägung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2. 
Die Aussagen werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Aussagen zur Kenntnis. Ein unmit-
telbarer Bezug zur vorliegenden Planung wird nicht gesehen. 
 
 
 
 
 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 8 sowie mit der vorliegenden Planung wurden und 
werden Regelungen für die städtebauliche Entwicklung in Wendorf festgelegt. 
Insofern kann ein Investor den Ort nicht „so gestalten, wie er es für richtig hält“. 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Aussagen zur Kenntnis. Ein unmit-
telbarer Bezug zur vorliegenden Planung wird nicht gesehen. Alle Einwendun-
gen zur vorliegenden Planung, insbesondere auch die Einwohnerversammlung 
vom 23.03.2023, wurden in die Abwägung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Aussagen zur Kenntnis. Ein unmit-
telbarer Bezug zur vorliegenden Planung wird nicht gesehen. 
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Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Aussagen zur Kenntnis. Ein unmit-
telbarer Bezug zur vorliegenden Planung wird nicht gesehen. 
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Die Gemeinde nimmt die Ausführungen der Stellungnahme zu Kenntnis und 
setzt sich im Folgenden damit auseinander. 
 
 
 
 
Allgemeines 
Zu 1. 
Die Gemeinde weist die Darstellung zurück, wonach lediglich die Interessen 
des Investors berücksichtigt wurden. 
Ausgehend von den Ergebnissen der Einwohnerversammlung vom 23.03.2023 
wurden Allgemeine Wohngebiete in Sonstige Sondergebiete „Dauer- und Feri-
enwohnen“ umgewandelt. Damit wird einerseits dem Wünsch des Investors 
entsprochen, Ferienwohnungen errichten zu können und andererseits auf die 
Wünsche aus der Öffentlichkeit reagiert, auch Dauerwohnen weiterhin zuzulas-
sen. 
 
Zu 2. 
Nach Auffassung der Gemeinde entspricht die vorliegende Planung genau den 
dargestellten Anforderungen. 
 
Zu 3. 
Die Gemeinde stimmt mit den nebenstehenden Aussagen überein. 
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Zu 4. 
Es ist richtig, dass in der Vergangenheit Nutzungen (Ferienwohnen) aufgenom-
men wurden, die im Widerspruch mit dem Bebauungsplan Nr. 8 waren. Durch 
die untere Bauaufsichtsbehörde des Landkreises Ludwigslust-Parchim wurden 
daher nach Kenntnis der Gemeinde auch Nutzungsuntersagungen verfügt. 
Die Bewertung der Bauart ist sehr subjektiv. Hier wird vermutlich auf die Ge-
bäude mit Scheindachkonstruktion abgestellt. Die Gemeinde erachtet die ent-
standenen Gebäude als mit dem Ortsbild vereinbar, insbesondere da die regi-
onaltypischen Satteldächer „nachgeahmt“ werden. 
 
Zu 5. 
Bei dem Bebauungsplan Nr. 8 handelt es sich ebenso wie bei der 1. Änderung 
um eine Angebotsplanung gemäß § 8 BauGB. Die Gemeinde eröffnet damit 
den Flächeneigentümern einen Nutzungsspielraum. Leider verfügt die Ge-
meinde Kuhlen-Wendorf nicht über die finanziellen Mittel, um selbst Wohnun-
gen zu bauen und zu verträglichen Preisen zu vermieten. 
 
Zu 6. 
Mit der 1. Änderung erfolgte keine zusätzliche Verdichtung. Auch mit dem Be-
bauungsplan Nr. 8 wurde bereits auf die dörflichen Strukturen Rücksicht ge-
nommen. Eine unangemessene Verdichtung fand nicht statt. 
 
Zu 7. 
Die Gemeinde widerspricht dieser Aussage. Ausgehend von den Ergebnissen 
der Einwohnerversammlung vom 23.03.2023 wurden Allgemeine Wohngebiete 
in Sonstige Sondergebiete „Dauer- und Ferienwohnen“ umgewandelt. Damit 
wird einerseits dem Wünsch des Investors entsprochen, Ferienwohnungen er-
richten zu können und andererseits auf die Wünsche aus der Öffentlichkeit re-
agiert, auch Dauerwohnen weiterhin zuzulassen. 
 
Zu 8. 
Es wird unter Berücksichtigung der übrigen Inhalte der Stellungnahme darauf 
hingewiesen, dass Ferienwohnungen in einem Dörflichen Wohngebiet allge-
mein zulässig sind. Unklar bleibt hier auch in welchen Bereichen ein Dörfliches 
Wohngebiet festgesetzt werden soll oder ob dies für ganz Wendorf festgesetzt 
werden soll. Hier muss darauf hingewiesen werden, dass dann sämtliche Nut-
zungen eines Dörflichen Wohngebietes in ganz Wendorf zulässig wären. Von 
daher dient die getroffene Unterscheidung verschiedener Bereiche Wendorfs 
in unterschiedliche Baugebiete einer städtebaulichen Steuerung des Ortes. 
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Zu 9. 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Dörfliches Wohngebiet auch der Unter-
bringung von land- und forstwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen dient. Land-
wirtschaftlicher Nebenerwerb ist innerhalb des Plangebietes des Bebauungs-
planes Nr. 8 aktuell jedoch nicht vorhanden. Weiterhin weist die Gemeinde da-
rauf hin, dass Kleintierhaltung auch in Allgemeine Wohngebieten zulässig ist 
(§ 14 BauNVO). Die zulässige Tierhaltung in Dörflichen Wohngebieten bezieht 
sich insbesondere auf größere Tiere. Nach Auffassung der Gemeinde stellen 
sich die vorhandenen Strukturen nicht als Dörfliches Wohngebiet, sondern eher 
als Allgemeinen Wohngebiet bzw. in einigen Bereichen als Sondergebiete mit 
touristischen Nutzungen dar. Die beabsichtigte Nutzungsmischung von Dauer- 
und Ferienwohnungen kann aufgrund des Typenzwangs der BauNVO letztlich 
ausschließlich in einem entsprechenden Sonstigen Sondergebiet erfolgen. 
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Zu 10. 
Die Gemeinde widerspricht dieser Aussage. Ausgehend von den Ergebnissen 
der Einwohnerversammlung vom 23.03.2023 wurden Allgemeine Wohngebiete 
in Sonstige Sondergebiete „Dauer- und Ferienwohnen“ umgewandelt. Damit 
wird einerseits dem Wünsch des Investors entsprochen, Ferienwohnungen er-
richten zu können und andererseits auf die Wünsche aus der Öffentlichkeit re-
agiert, auch Dauerwohnen weiterhin zuzulassen. 
 
Zu 11. 
Es ist korrekt, dass die Immissionsrichtwerte für Dörfliche Wohngebiete höher 
liegen als bspw. für Allgemeine Wohngebiete. Daher erachtet die Gemeinde 
die Ausweisung eines Sonstigen Sondergebietes „Dauer- und Ferienwohnen“ 
gerade für zweckdienlicher, da hier die niedrigeren Immissionsrichtwerte für All-
gemeine Wohngebiete angenommen werden können. Die in der Stellung-
nahme vertretene Auffassung, dass bei höheren Immissionsrichtwerten, also 
potentiell mehr Lärm, geringeres Konfliktpotential bestünde, ist nach Ansicht 
der Gemeinde falsch. Weiterhin erschließt sich der Gemeinde nicht, warum ein 
Dörfliches Wohngebiet eine „naturnahe“ touristische Entwicklung fördern sollte. 
Dörfliche Wohngebiete lassen Gewerbebetriebe und landwirtschaftliche Nut-
zungen zu, die potentiell wesentlich höhere Auswirkungen auf die Umwelt ha-
ben als gewerbliche Nutzungen, die in einem Allgemeine Wohngebiet zulässig 
sind. 
 
Zu 12. 
Es wird darauf hingewiesen, dass alle hier genannten Nutzungsmöglichkeiten 
auch innerhalb des festgesetzten Sonstige Sondergebiete „Dauer- und Ferien-
wohnen“ ungesetzt werden können. 
 
  



 

Stellungnahme Behörde/TöB/Nachbargemeinde/Öffentlichkeit    Abwägung der Gemeinde Kuhlen-Wendorf 

 42 

 
1.1 Anlass und Ziele der Planung 
Zu 1. 
Es ist richtig, dass sowohl der Bebauungsplan Nr. 8 als auch die 1. Änderung 
auf Antrag eines Investors aufgestellt wurden. Dies hießt jedoch nicht, dass die 
Bebauungspläne ausschließlich den Wünschen des Investors entsprechen. In 
den Aufstellungsverfahren wurden die privaten und öffentlichen Belange in die 
Abwägung eingestellt und untereinander und gegeneinander gerecht abgewo-
gen. Die Gemeinde verweist hier insbesondere auf die Einwohnerversammlung 
vom 23.03.2023 in deren Ergebnis auf die Wünsche der Öffentlichkeit reagiert 
wurde, indem auch Dauerwohnen weiterhin zugelassen wird. 
 
Zu 2. 
In das Aufstellungsverfahren zur 1. Änderung sind sowohl private als auch öf-
fentliche Belange eingeflossen. Zwischen dem privaten Belang, die Ferienhäu-
ser planungsrechtlich zu sichern und dem öffentlichen Belang auch weiterhin 
Dauerwohnen in Wendorf zu erhalten, wurde ein Ausgleich geschaffen, indem 
ein Sonstiges Sondergebiet „Dauer- und Ferienwohnen“ festgesetzt wurde. 
Es ist richtig, dass in der Vergangenheit Nutzungen (Ferienwohnen) aufgenom-
men wurden, die im Widerspruch mit dem Bebauungsplan Nr. 8 waren. Durch 
die untere Bauaufsichtsbehörde des Landkreises Ludwigslust-Parchim wurden 
daher nach Kenntnis der Gemeinde auch Nutzungsuntersagungen verfügt. 
 
Zu 3. 
Durch die Überplanung weiter Teile Wendorfs mit dem Bebauungsplan Nr. 8 
sowie der 1. Änderung wurde verbindlich festgelegt welche Nutzungen an wel-
chen Orten zulässig sind. Dabei wurde der touristischen Entwicklung des Ortes 
Rechnung getragen. Gleichzeitig wird aber auch ein Rahmen vorgegeben in-
nerhalb dessen touristische Nutzungen zulässig sind. Die Festsetzung von 
bspw. Allgemeinen Wohngebieten stellt auch sicher, dass Wohnnutzungen hier 
vorwiegend erhalten bleiben. 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 1 Abs. 3 BauGB kein An-
spruch auf Bauleitplanung besteht. Daher sind auch zukünftige Entwicklungen, 
die einer Bauleitplanung bedürfen, immer in der Planungshoheit der Gemeinde 
und können nicht ausschließlich nach privaten Interessen gestaltet werden. 
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Zu 4. 
Unabhängig davon, ob es tatsächlich sogenanntes „Eigentümer begleitetes Fe-
rienwohnen“ in Wendorf gibt, eröffnet der Bebauungsplan Nr. 8 sowie auch die 
1. Änderung innerhalb der Urbanen Gebiete bzw. der Sonstigen Sondergebiete 
jedem Grundstückseigentümer die Möglichkeit, eine Ferienwohnung zu betrei-
ben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Bebauungsplan Nr. 8 sowie auch die 
1. Änderung keine vorhabenbezogenen Bebauungspläne nach § 12 BauGB 
darstellen, sondern Angebotsbebauungspläne nach § 8 BauGB. 
 
 
 
Zu Ziel 1 
Es ist richtig, dass in der Vergangenheit Nutzungen (Ferienwohnen) aufgenom-
men wurden, die im Widerspruch mit dem Bebauungsplan Nr. 8 waren. Durch 
die untere Bauaufsichtsbehörde des Landkreises Ludwigslust-Parchim wurden 
daher nach Kenntnis der Gemeinde auch Nutzungsuntersagungen verfügt. 
 
Zu Ziel 2 
Nach Inkrafttreten der 1. Änderung ist diese für jede Person dauerhaft verbind-
lich. Die 1. Änderung kann lediglich durch einen richterlichen Beschluss oder 
die Gemeinde aufgehoben werden. 
 
Zu Ziel 3 
Die Gemeinde hat an keiner Stelle in Frage gestellt, dass die Bewohnerinnen 
und Bewohner in ihren Wohnhäuser wohnen bleiben können. Im Übrigen be-
steht für die bestehenden Häuser im Allgemeinen ohnehin Bestandsschutz. 
Die nebenstehenden Unterstellungen macht sich die Gemeinde nicht zu Eigen. 
Ausgehend von den Ergebnissen der Einwohnerversammlung vom 23.03.2023 
wurden Allgemeine Wohngebiete in Sonstige Sondergebiete „Dauer- und Feri-
enwohnen“ umgewandelt. Damit wird einerseits dem Wünsch des Investors 
entsprochen, Ferienwohnungen errichten zu können und andererseits auf die 
Wünsche aus der Öffentlichkeit reagiert, auch Dauerwohnen weiterhin zuzulas-
sen. 
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Zu 5. 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Zur Beurteilung des geänderten Verlaufes der Baugrenze ist der Ursprungsplan 
mit der 1. Änderung zu vergleichen. 
 
Zu 1.2 
Dem Hinweis wird gefolgt. Die Ortsangabe wird korrigiert. 
 
Zu 1.4 
Laut Programmsatz 4.6 (4) LEP M-V und 3.1.3 (3) RREP WM befindet sich der 
Vorhabenstandort in einem Vorbehaltsgebiet Tourismus bzw. in einem Touris-
musentwicklungsraum. Demnach sollen in den Tourismusentwicklungsräumen 
die Voraussetzungen für die touristische Entwicklung stärker genutzt und zu-
sätzliche touristische Angebote geschaffen werden. Bauleitpläne sind gemäß 
§ 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung anzupassen. 
Wenn hier die Festlegung der Gemeinde Kuhlen-Wendorf als Vorbehaltsgebiet 
Tourismus bzw. Tourismusentwicklungsraum insgesamt in Frage gestellt wer-
den soll, ist die Gemeinde der falsche Adressat. Hierzu sollte das Amt für 
Raumordnung und Landesplanung Westmecklenburg kontaktiert werden. 
Ausgehend von den Ergebnissen der Einwohnerversammlung vom 23.03.2023 
wurden Allgemeine Wohngebiete in Sonstige Sondergebiete „Dauer- und Feri-
enwohnen“ umgewandelt. Damit wird einerseits dem Wünsch des Investors 
entsprochen, Ferienwohnungen errichten zu können und andererseits auf die 
Wünsche aus der Öffentlichkeit reagiert, auch Dauerwohnen weiterhin zuzulas-
sen. 
 
Zu 2.1 
Die Gemeinde erachtet die Ausgangssituation nicht als falsch beschrieben. Die 
Beschreibung bezieht sich auf den Zeitpunkt zur Einleitung des Aufstellungs-
verfahrens der vorliegenden 1. Änderung.  



 

Stellungnahme Behörde/TöB/Nachbargemeinde/Öffentlichkeit    Abwägung der Gemeinde Kuhlen-Wendorf 

 45 

 
Zu diesem Zeitpunkt waren touristische Nutzungen bereits in Wendorf manifes-
tiert. Der Wandel von Ortschaften über viele Jahre hinweg stellt einen natürli-
chen Ablauf dar. 
Ausgehend von den Ergebnissen der Einwohnerversammlung vom 23.03.2023 
wurden Allgemeine Wohngebiete in Sonstige Sondergebiete „Dauer- und Feri-
enwohnen“ umgewandelt. Damit wird einerseits dem Wünsch des Investors 
entsprochen, Ferienwohnungen errichten zu können und andererseits auf die 
Wünsche aus der Öffentlichkeit reagiert, auch Dauerwohnen weiterhin zuzulas-
sen. 
 
Zu 2.2 
Gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO ist die Zweckbestimmung des Sonstigen Sonder-
gebietes zu benennen. Die Nutzungen in § 11 Abs. 2 BauNVO sind beispielhaft. 
Im Übrigen sollte es doch im Interesse des Einwenders liegen, wenn das Dau-
erwohnen durch Erstnennung mehr betont wird. 
 
Wie im Rahmen der Abhandlung der vorliegenden Stellungnahme mehrfach 
erläutert, hat die Gemeinde die privaten und öffentlichen Belange untereinan-
der und gegeneinander gerecht abgewogen. Mit der vorliegenden Planung 
wurde nicht einem Investor pauschal Vorrang gegeben. Die touristischen Nut-
zungen in Wendorf stellen ein wesentliches Standbein der lokalen Wirtschaft 
dar und sind daher auch Bestandteil der städtebaulichen Ausrichtung der Ge-
meinde. 
 
Es wird ebenfalls auf die Ausführungen zu Ziel 3 verwiesen. 
 
 
 
Zu 3. Ver- und Entsorgung 
Die Ver- und Entsorgung der bereits realisierten Gebäude funktioniert. Es be-
stehen keine Zweifel, dass auch die zukünftig errichteten Gebäude an das be-
stehende Ver- und Entsorgungsnetz angeschlossen werden können. Die ein-
gegangenen Stellungnahmen von Ver- und Entsorgern lassen auch keine an-
dere Vermutung zu. 
 
Die Erschließung kann über das bestehende Straßennetz erfolgen. 
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Zu 4. 
Mit der Ausweisung von Verkehrsflächen in dem Bebauungsplan Nr. 8, bzw. 
der 1. Änderung, wird auch die öffentliche Erschließung der Grundstücke gesi-
chert. Die ausgewiesenen Verkehrsflächen sind damit öffentlich gewidmet. 
 
 
 
Zu 5. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die mit Ferienwohnungen einhergehenden 
Immissionen im Allgemeinen nicht immissionsschutzrechtlich wirksam sind. 
Vielmehr handelt es sich hierbei um ordnungsrechtliche Konflikte. Bspw. kann 
nächtlichen Ruhestörungen nicht im Rahmen der Bauleitplanung begegnet 
werden. Die allgemeinen Ruhezeiten von 22 bis 6 Uhr des Folgetages gelten 
auch für Ferienwohnungen, so dass hier ggf. die Polizei zu kontaktieren ist. 
 
 
 
 
Zu 6. 
Die Umweltbelange wurden gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB in die Abwägung 
eingestellt. Der Unterstellung, die Interessen der Bevölkerung wären darüber 
vernachlässigt worden wird zurückgewiesen. Erneut wird auf die Einwohner-
versammlung vom 23.03.2023 hingewiesen. 
Eine Verschlechterung der Strom- und Wasserversorgung kann nicht festge-
stellt werden und erst recht nicht auf eine bestimmte Person ursächlich bezo-
gen werden. 
 
 
 
Die Betrachtung von Umweltbelangen ist durch rechtliche Vorgaben vorgege-
ben und obligatorisch in einem Bauleitplanverfahren. 
 
 
 
Die bezeichnete Beschreibung des Plangebietes wurde zu einem Zeitpunkt an-
gefertigt, als noch keine Bebauung stattgefunden hatte. Die Ausführungen wer-
den angepasst. 
  



 

Stellungnahme Behörde/TöB/Nachbargemeinde/Öffentlichkeit    Abwägung der Gemeinde Kuhlen-Wendorf 

 47 

 
 
 
 
 
 
Zu Sonstiges Sondergebiet Reitanlage 
Die Gemeinde ist nicht für die topographische Karte verantwortlich. Diese ent-
stammt dem Geoportal M-V. Bei Anmerkungen zu dem Kartenmaterial sollte 
sich daran gewandt werden. 
 
 
 
 
 
Zu Straßenverkehr 
Die Gemeinde ist durchaus bestrebt die gemeindlichen Straßen im Rahmen der 
finanziellen Möglichkeiten und soweit die Eigentumssituation dies zulässt aus-
zubauen. Der gemeindliche Haushalt lässt jedoch leider oftmals nur Instand-
setzungsmaßnahmen zu. 
Überhöhten Geschwindigkeiten kann mittels einer Bauleitplanung nicht begeg-
net werden. 
 
 
 
 
 
Zu Ferienwohnen im Wohngebiet 
Ferienwohnen ist in Allgemeinen Wohngebieten daher nur ausnahmsweise zu-
lässig. 
Eine Verringerung des Konfliktpotentials von Ferienwohnen mit Dauerwohnen 
ergibt sich auch durch eine soziale Kontrolle der Feriengäste in gemischten 
Gebieten. 
 
Zu sonstige Anmerkungen 
Mit der vorliegenden Planung wird keine sonderlich dichte Bebauung ermög-
licht. Die festgesetzte GRZ von 0,4 und die max. Geschossigkeit von 2 Vollge-
schossen entspricht einer ländlichen Prägung. 
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- Die Anmerkung wird zur Kenntnis genommen. Weiterhin wird darauf hin-
gewiesen, dass gemäß § 1 Abs. 3 BauGB kein Anspruch auf Bauleitpla-
nung besteht. Daher sind auch zukünftige Entwicklungen, die einer Bau-
leitplanung bedürfen, immer in der Planungshoheit der Gemeinde und 
können nicht ausschließlich nach privaten Interessen gestaltet werden. 

- Die städtebauliche (Weiter-)entwicklung der Gemeinde dient auch der 
wirtschaftlichen Entwicklung und damit letztlich allen Bewohnern der Ge-
meinde. Im Übrigen wurden mit dem Bebauungsplan Nr. 8 Flächen im 
Siedlungsbereich nachverdichtet und keine neuen Flächen im Außenbe-
reich in Anspruch genommen. 

- Die Aussage kann nicht nachvollzogen werden. Es wird jedoch auf die 
artenschutzrechtliche Prüfung sowie auf die Natura 2000-Prüfungen im 
Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 8 verwiesen. 

- Wesentliche Bereiche des Bebauungsplanes Nr. 8 werden weiterhin für 
das Wohnen verwendet. Es wurden mit dem Bebauungsplan Nr. 8 Flä-
chen im Siedlungsbereich nachverdichtet und keine neuen Flächen im 
Außenbereich in Anspruch genommen. Dies ist grundsätzlich ein Vorge-
hen, dass im Sinne des § 1a BauGB den sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden fördert. 

- Die Gemeinde nimmt die Anmerkung zur Kenntnis. Die Inanspruch-
nahme von Flächen im Siedlungsbereich ist grundsätzlich der Inan-
spruchnahme von Außenbereichsflächen vorzuziehen. Eine Verringe-
rung des Konfliktpotentials von Ferienwohnen mit Dauerwohnen ergibt 
sich auch durch eine soziale Kontrolle der Feriengäste in gemischten 
Gebieten. 
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Begründung 

 
1. Einleitung 
 
1.1 Anlass und Ziele der Planaufstellung 
 
Gemäß § 1 Baugesetzbuch (BauGB) ist mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes 
das Ziel verbunden, in der Gemeinde die nachhaltige städtebauliche Ordnung und eine 
dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende Bodennutzung zu gewährleisten. 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Kuhlen-Wendorf hat in ihrer Sitzung am 
06.10.2022 die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 mit der Ge-
bietsbezeichnung „Ortslage Ort Wendorf“ beschlossen. 
 
Mit dem Ziel, die Inhalte für die Änderung und die damit verbundene zukünftige Ent-
wicklung in Wendorf zu diskutieren, wurde am 23.03.2023 eine Einwohnerversamm-
lung in Wendorf durchgeführt. Dort ergaben sich die folgenden wesentlichen Ziele, die 
mit der 1. Änderung umgesetzt werden sollen: 
 

• Planungsrechtliche Sicherung der bereits bestehenden Ferienhäuser, die den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 8 widersprechen. 

• Verzicht auf die Errichtung weiterer Ferienhäuser auf der Grünfläche im Norden 
des Bebauungsplanes Nr. 8. 

• Dauerwohnen soll generell zulässig bleiben, damit die Möglichkeit zukünftiger 
Umnutzungen von Ferienwohnen in Dauerwohnen gegeben ist. 

 
Ziel der 1. Änderung ist die Umwidmung von Allgemeinen Wohngebieten in Sonstige 
Sondergebiete sowie die Umwidmung der Planstraße F in ein Baugebiet. Dafür wird 
etwas weiter nördlich parallel zur wegfallenden Planstraße F eine Verkehrsfläche fest-
gesetzt. In den betreffenden Baugebieten wird lediglich die zulässige Art der baulichen 
Nutzung geändert. Weiterhin wird in dem Sonstigen Sondergebiet „Hotel“ eine Bau-
grenze geringfügig angepasst. 
 
 
1.2 Lage und Geltungsbereich 
 
Die Gemeinde Kuhlen-Wendorf liegt im Osten des Landkreises Ludwigslust-Parchim, 
östlich der Landeshauptstadt Schwerin. 
 
Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 mit einer Größe von 
ca. 2,0 ha liegt im Nordosten der Ortslage Wendorf. 
 



Satzung der Gemeinde Kuhlen-Wendorf über die 1. Änderung des Bebauungsplan Nr. 8 
„Ortslage Ort Wendorf“ 

 

3 

 
Luftbild des Plangebietes in Wendorf, © GeoBasis DE M-V 2023 

 
 
1.3 Planverfahren 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 wird im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB durchgeführt. Gemäß § 13a Abs. 2 BauGB erfolgt das beschleunigte 
Verfahren nach den Vorschriften des vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB. Von 
einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und dem Umweltbericht nach § 2a 
BauGB wird abgesehen. 
Die Anwendungsvoraussetzungen für das beschleunigte Verfahren liegen vor, da es 
sich bei der vorliegenden Planung um Maßnahmen der Innenentwicklung handelt. Mit 
der 1. Änderung werden Nutzungsänderungen sowie geringfügige Anpassungen der 
überbaubaren Grundstücksgrenzen vorgenommen. Weiterhin werden mit der Planung 
keine Vorhaben vorbereitet, die eine UVPG-Prüfung erfordern, bestehen keine An-
haltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB ge-
nannten Schutzgüter und bestehen keine Anhaltspunkte zur Beachtung von Pflichten 
nach § 50 BImSchG. Insgesamt liegen also die Voraussetzungen für das beschleu-
nigte Verfahren nach § 13a BauGB vor. 
 
Der Entwurf der Planung wurde vom 16.04.2024 bis 21.05.2024 veröffentlicht. Zeit-
gleich wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belang beteiligt. Nach 
Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen ergaben sich keine inhaltlichen Än-
derungen an der Planung. Einige redaktionelle Anpassungen wurden durch geführt 
und nachrichtliche Übernahmen aufgenommen. 
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1.4 Planungsrecht, Flächennutzungsplanung und Raumordnung 
 
Die Gemeinde Kuhlen-Wendorf verfügt über keinen wirksamen Flächennutzungsplan. 
Ein Flächennutzungsplan ist nach § 8 Abs. 2 BauGB nicht erforderlich, wenn der Be-
bauungsplan ausreicht, um die städtebauliche Entwicklung zu ordnen. Mit der 1. Än-
derung des Bebauungsplanes Nr. 8 werden einige Anpassungen und Änderungen an 
einem bestehenden Bebauungsplan vorgenommen. Zu Ergänzungen an dem ur-
sprünglichen Geltungsbereich kommt es nicht. Die Erforderlichkeit eines Flächennut-
zungsplanes, der die städtebauliche Entwicklung der ganzen Gemeinde regelt, kann 
folglich aus der vorliegenden Planung nicht abgeleitet werden. Die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 8 wird daher gemäß § 8 Abs. 2 Satz 2 BauGB als selbstständi-
ger Bebauungsplan aufgestellt und ist nach Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 2 
BauGB bei der höheren Verwaltungsbehörde zur Genehmigung einzureichen. 
 
Planungsrechtliche Grundlagen für die Erarbeitung der Satzung sind: 

- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert am 20.12.2023 (BGBI. I S. 394),  

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert am 03.07.2023 (BGBI. I S. 
176),  

- die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 14.06.2021 (BGBI. I S. 1802), 

- die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15.10.2015 (GVOBl. M-V S. 344), zuletzt geändert 
durch das Gesetzt vom 26.06.2021 (GVOBl. M-V S. 1033) 

 
sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung gültigen 
Gesetzesvorschriften, Erlasse und Richtlinien. 
 
Die dem Bebauungsplan zugrunde liegenden DIN-Normen und Regelwerke können 
im Amt für Bau- und Liegenschaften des Amtes Sternberger Seenlandschaft, Am 
Markt 1, 19406 Sternberg, während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 
 
Als Plangrundlagen wurden die digitale Topographische Karte Maßstab 1:10.000 vom 
Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern, © GeoBasis DE/M-V 
2023; Flurkarte, Gemarkung Wendorf; rechtsverbindlicher Bebauungsplan Nr. 8 sowie 
eigene Erhebungen verwendet. 
 
Im Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM) werden 
für die Gemeinde folgende Festsetzungen getroffen: 
- Die Gemeinde liegt im Nahbereich des Grundzentrums Bruel sowie im Mittel- und 

Oberbereich des Oberzentrums Schwerin. 
- Die Gemeinde Kuhlen-Wendorf ist als „strukturschwacher ländlicher Raum“ aus-

gewiesen. 
- Das Gemeindegebiet liegt innerhalb eines Tourismusentwicklungsraumes. 
- Wesentliche Bereiche der Gemeinde befinden sich in einem Vorbehaltsgebiet 

Landwirtschaft. 
- Durch das Gemeindegebiet verlaufen Vorranggebiete sowie Vorbehaltsgebiete 

Naturschutz und Landschaftspflege. 
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- Es werden Biotopverbunde im engeren und im weiteren Sinne im Gemeindege-
biet dargestellt. 

 
Mit der Umnutzung eines Allgemeinen Wohngebietes in ein Sonstiges Sondergebiete 
„Dauer- und Ferienwohnen“ wird dem Umstand, dass sich die Gemeinde in einem 
Tourismusentwicklungsraum befindet, Rechnung getragen. Das Vorhaben ist weiter-
hin geeignet die lokale Wirtschaft im strukturschwachen ländlichen Raum zu stärken. 
 
Das Plangebiet überplant Bereiche, die dem planungsrechtlichen Innenbereich zuzu-
ordnen sind. Mit der Planung werden daher keine landwirtschaftlichen Flächen in An-
spruch genommen und die Trinkwasserneubildung wird nicht zusätzlich beeinträchtigt. 
 
 
2. Planungskonzept 
 
2.1 Ausgangssituation 
 
Wendorf stellt mit dem Hotel Schloss Wendorf, der Reithalle, gastronomischen Ange-
boten sowie weiteren Beherbergungseinrichtungen eine touristische Destination dar. 
Gleichzeitig ist Wendorf auch ein Ort für das Dauerwohnen. Mit dem Bebauungsplan 
Nr. 8 wurde in der Vergangenheit bereits versucht, die im Ort vorhandene Nutzungs-
mischung städtebaulich zu ordnen und zusätzliches Baurecht zu schaffen. Mit der 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 soll nun den Entwicklungen der letzten Jahre 
Rechnung getragen sowie die weitere städtebauliche Entwicklung der Ortslage ge-
steuert werden. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 8 der Gemeinde Kuhlen-Wendorf wurde im Jahr 2020 rechts-
kräftig. Seitdem wurden im Plangebiet zahlreiche Bauvorhaben umgesetzt, die z. T. 
von den Festsetzungen des Bebauungsplanes abweichen. So sind innerhalb der fest-
gesetzten Allgemeinen Wohngebiete mehrere Ferienhäuser entstanden. Aufgrund 
präzisierter Absichten des Vorhabenträgers ist der Wegfall eines Teilstückes der Plan-
straße F vorgesehen. Dafür wird etwas weiter nördlich parallel zur wegfallenden Plan-
straße F eine Verkehrsfläche festgesetzt. Außerdem hat sich eine Baugrenze im Sons-
tigen Sondergebiet „Hotel 1“ als unvereinbar mit den Absichten der Bauherren erwie-
sen und wird entsprechend eines konkreten Bauvorhabens angepasst. 
 
 
2.2 Festsetzungen 
 
In dem Sonstigen Sondergebiet SO „Dauer- und Ferienwohnen“, gemäß § 11 Abs. 2 
Satz 2 BauNVO, sind Ferienhäuser, die überwiegend und auf Dauer einem wechseln-
den Personenkreis zur Erholung dienen, sowie Wohngebäude, die dem Dauerwohnen 
dienen, allgemein zulässig. Weiterhin sind die in § 4 Abs. 2 und § 13 BauNVO genann-
ten Nutzungen (der Versorgung des Gebiets dienende Läden, Schank- und Speise-
wirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe, Anlagen für kirchliche, kultu-
relle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke) allgemein zulässig. 
 
Die Gemeinde unterstützt mit der Festsetzung eines Sonstigen Sondergebietes 
„Dauer- und Ferienwohnen“ die touristische Entwicklung der Ortslage Wendorf, welche 
einen wichtigen Wirtschaftsfaktor darstellt. Zudem soll aber auch das Dauerwohnen in 
Wendorf erhalten bleiben. Neben der planungsrechtlichen Sicherung der bestehenden 
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Ferienhäuser soll auch die Möglichkeit geschaffen werden, zukünftig wieder Dauer-
wohnungen in Wendorf zu schaffen. 
 
Die Festsetzungen unter II. Nr. 2.2 der Ursprungsplanung zum Anpflanzgebot entlang 
des umgewidmeten Teilstücks der Planstraße F entfallen mit der 1. Änderung. Im Üb-
rigen gelten alle weiteren Festsetzungen der Ursprungsplanung weiter fort. 
 
 
3. Ver- und Entsorgung 
 
An der Ver- und Entsorgung werden keine Änderungen vorgenommen. Die Aussagen 
der Ursprungsplanung behalten ihre Gültigkeit. 
Die Erschließung der an das wegfallende Teilstück der Planstraße F angrenzenden 
Grundstücke ist über das übrige Straßennetz gesichert. 
 
Zur Sicherstellung der Erschließung bei neu zu erschließenden Baugrundstücken ist 
mit den Erschließungsträgern ein Erschließungsvertrag abzuschließen. 
 
Im Plangebiet befinden sich diverse Leitungen von Versorgungsträgern. Vor dem Be-
ginn von Bauarbeiten und insbesondere Erdarbeiten sind bei den Versorgungsträgern 
dringend Leitungsauskünfte einzuholen. 
 
 
4. Eigentumsverhältnisse, Planungskosten, Flächenbilanz 
 
Die Straßenverkehrsflächen befinden sich im öffentlichen Eigentum. Die Baugebiete 
sind im privaten Eigentum. Der Vorhabenträger trägt die Planungskosten. Die Ge-
meinde Kuhlen-Wendorf wird von allen Kosten freigehalten. 
 
Flächenbilanz 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 beträgt ca. 2 ha und 
unterteilt sich folgendermaßen. 
 

Flächennutzung Flächengröße in m² 

Allgemeines Wohngebiet 1 910 

Sonstiges Sondergebiet „Dauer- und Ferienwohnen“ 10 360 

Sonstiges Sondergebiet „Hotel 1“ 1 560 

Verkehrsfläche 2 930 

Grünfläche 3 730 

Plangebiet, Summe 20 490 

 
 
5. Immissionsschutz 
 
Durch die 1. Änderung werden planungsrechtlich keine Nutzungen vorbereitet, die Im-
missionen, die über das Maß der Ursprungsplanung hinaus gehen, verursachen kön-
nen. Immissionsquellen, die in relevantem Maße auf das Plangebiet einwirken 
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könnten, sind nicht ersichtlich. Die Gemeinde sieht daher von einer fachgutachterli-
chen Prüfung ab. 
 
 
6. Umweltbelange 
 
6.1 Eingriffsregelung gem. § 1a BauGB 
 
Bei Anwendung des beschleunigten Verfahrens gemäß § 13a BauGB ist die Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB nicht durchzuführen. Es wird kein Umweltbericht nach 
§ 2a BauGB erstellt. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 umfasst eine Ge-
samtflächen von ca. 20 500 m², von der ca. 13 830 m² auf Baugebiete entfallen. In den 
Baugebieten wird eine GRZ von 0,4 festgesetzt, so dass eine Grundfläche von 
ca. 5 530 m² erzielt wird. Daher wird der Schwellenwert von 20.000 m² nach § 13a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB nicht überschritten. Demnach gelten Eingriffe als im Sinne 
des §1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. 
Somit entfällt die Erforderlichkeit eines Ausgleichs im Sinne der Eingriffsregelung. Eine 
Vorprüfung des Einzelfalls ist nicht notwendig. Jedoch sind Umweltbelange nach all-
gemeinen Grundsätzen zu ermitteln und zu bewerten. Diese müssen im Anschluss 
gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen werden. Diese Abwägung er-
folgt im Folgenden in verbal-argumentativer Form. 
 
Ziel der 1. Änderung ist die Umwidmung von Allgemeinen Wohngebieten in Sonstige 
Sondergebiete sowie die Umwidmung der Planstraße F in ein Baugebiet. In den be-
treffenden Baugebieten wird lediglich die zulässige Art der baulichen Nutzung geän-
dert. Weiterhin wird in dem Sonstigen Sondergebiet „Hotel“ eine Baugrenze geringfü-
gig angepasst. Die Baugebiete, die umgewidmet werden, sind bereits bebaut. Auch 
das Sonstige Sondergebiet „Hotel“ in dem eine Baugrenze geringfügig angepasst wird, 
ist bereits bebaut. 
 
 
6.2 Schutzgebiete und Schutzobjekte 
 
Schutzgebiete 
Folgende Schutzgebiete befinden sich in der näheren Umgebung des Plangebietes: 

• GGB DE 2138-302 „Warnowtal mit kleinen Zuflüssen“ (westlich des Plangebie-
tes in ca. 150 m Entfernung) 

• GGB DE 2336-301 „Schönlager See, Jülchendorfer Holz und Wendorfer Bu-
chen“ (östlich des Plangebietes in ca. 350 m Entfernung) 

 
Aufgrund der Umwidmung und der Lage des Plangebietes, umgeben von Wohnbe-
bauung, werden erhebliche Beeinträchtigungen im Vorfeld ausgeschlossen. 
 
Nach § 2 Abs. 4 BauGB soll eine Umweltprüfung in einem zeitlich nachfolgenden Bau-
leitplanverfahren (hier 1. Änderung) auf zusätzliche Umweltauswirkungen beschränkt 
werden. 
 
Aus den genannten Gründen besteht keine Erforderlichkeit einer gesonderten GGB-
Prüfung für die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8. 
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chutzobjekte 
Innerhalb des Plangebietes sind keine gemäß § 20 NatSchAG M-V unter Schutz ste-
hende Biotope vorhanden.  
 
In einem Umkreis von ca. 200 m befinden sich die acht folgenden gemäß § 20 
NatSchAG M-V geschützten Biotope: 

- PCH02072 – Röhrichtbestände und Riede; Naturnahe Bruch-, Sumpf- und Au-
wälder (Kartierungsjahr 1999), östlich des Plangebietes in ca. 80 m Entfernung 

- PCH02088 – Naturnahe Feldhecken (Kartierungsjahr 1999), östlich des Plan-
gebietes in ca. 40 m Entfernung 

- PCH02061 – Naturnahe Bruch-, Sumpf- und Auwälder (Kartierungsjahr 1999), 
südöstlich des Plangebietes in ca. 170 m Entfernung 

- PCH02057 – Stehende Kleingewässer, einschl. der Ufervegetation (Kartie-
rungsjahr 1999), südöstlich des Plangebietes in ca. 120 m Entfernung 

- PCH02050 – Stehende Kleingewässer, einschl. der Ufervegetation (Kartie-
rungsjahr 1999), südlich des Plangebietes in ca. 60 m Entfernung 

- PCH05207 – Stehende Kleingewässer, einschl. der Ufervegetation (Kartie-
rungsjahr 1999), südlich des Plangebietes in ca. 90 m Entfernung 

- PCH05204 – Stehende Kleingewässer, einschl. der Ufervegetation (Kartie-
rungsjahr 1999), südlich des Plangebietes in ca. 170 m Entfernung 

- PCH02037 – Naturnahe Bruch-, Sumpf- und Auwälder (Kartierungsjahr 1999), 
nördlich des Plangebietes in ca. 80 m Entfernung 

 
Aufgrund der Vorbelastungen durch die vorhandene Wohnbebauung wird von keiner 
Beeinträchtigung der gesetzlich geschützten Biotope durch die 1. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 8 ausgegangen. 
 
Gesetzlich geschützter Baumbestand 
Innerhalb des Plangebietes befindet sich 16 gesetzlich geschützte Bäume. Diese wur-
den bereits in der Ursprungsplanung zum Erhalt festgesetzt. An dieser Festsetzung 
wird festgehalten. Die Wurzelschutzbereiche sind in der Planzeichnung dargestellt. 
Weiterhin wurden auch gesetzlich geschützte Bäume außerhalb des Plangebietes be-
rücksichtigt, indem dessen Wurzelschutzbereiche in der Planzeichnung dargestellt 
werden. 
 
 
6.3 Artenschutzrechtliche Betrachtung - Potentialabschätzung 
 
Auf der Ebene des Genehmigungsverfahrens sind prinzipiell alle im Lande M-V vor-
kommenden Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie und alle im Lande M-V vorkommen-
den europäischen Vogelarten gemäß Art. 1 Vogelschutzrichtlinie betrachtungsrele-
vant. Dieses umfangreiche Artenspektrum (56 Arten des Anhangs IV der FFH - Richt-
linie sowie alle im Land wildlebenden Vogelarten) soll im Rahmen der Relevanzprü-
fung zunächst auf die Arten reduziert werden, die unter Beachtung der Lebensrauman-
sprüche im Untersuchungsraum vorkommen können und für die eine Beeinträchtigung 
im Sinne der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG durch Wirkungen des 
Vorhabens nicht von vornherein ausgeschlossen werden kann (Abschichtung). 
 
Dabei wird so vorgegangen, dass im Rahmen der Relevanzprüfung die Arten „heraus-
gefiltert“ werden, für die eine Betroffenheit hinsichtlich der Verbotstatbestände mit hin-
reichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann (Relevanzschwelle) und die daher 
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einer artenschutzrechtlichen Prüfung nicht mehr unterzogen werden müssen 
(FROELICH & SPORBECK, Leitfaden Artenschutz in Mecklenburg-Vorpommern 
20.09.2010). 
 
Bestandteil der Potentialabschätzung sind ggf. auch erforderliche Vermeidungs- bzw. 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen). Bei Eintritt von artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG sind in Abstimmung 
mit der unteren Naturschutzbehörde weitergehende Betrachtungen erforderlich. 
 
Potentialabschätzung 

Ziel der 1. Änderung ist die Umwidmung von Allgemeinen Wohngebieten in Sonstige 
Sondergebiete sowie die Umwidmung der Planstraße F in ein Baugebiet. In den be-
treffenden Baugebieten wird lediglich die zulässige Art der baulichen Nutzung geän-
dert. Weiterhin wird in dem Sonstigen Sondergebiet „Hotel“ eine Baugrenze geringfü-
gig angepasst. Die Baugebiete, die umgewidmet werden, sind bereits bebaut. Auch 
das Sonstige Sondergebiet „Hotel“ in dem eine Baugrenze geringfügig angepasst wird, 
ist bereits bebaut. 
 
Brutvögel 

Das Plangebiet ist bereits stark anthropogen überformt. Hinzu kommen optische und 
akustische Störungen. Aufgrund der bestehenden Biotopausstattung sind potentiell Ar-
ten des Siedlungsraumes zu erwarten. 
 
In Verbindung mit der Planung werden keine Gehölze oder Gebäude beseitigt. 
 
Generell sei darauf verwiesen, dass Rodungen von Gehölzen oder sonstigen Vegeta-
tionsstrukturen gemäß § 39 BNatSchG außerhalb der Brutperiode der Vögel zu erfol-
gen haben. 
 
Unter Beachtung des nach § 39 BNatSchG genannten Zeitraumes zur Durchführung 
von Fäll- bzw. Rodungsarbeiten sind keine erheblichen Beeinträchtigungen auf die po-
tentiell vorkommenden Brutvögel zu erwarten. Eine nähere Betrachtung zu den Ver-
botstatbeständen des § 44 BNatSchG wird nachfolgend durchgeführt. 
 
Prüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 

1. Tötungstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
Im Allgemeinen kann es im Zuge der Flächenvorbereitungen (z.B. Rodung der Ge-
hölze, Beseitigung sonstiger Vegetationsstrukturen) zu Verletzungen oder direkten Tö-
tungen von Individuen der Gehölz-, Gebäude- und Bodenbrüter kommen, wenn die 
Arbeiten zur Brutzeit durchgeführt werden.  
 
Generell sind zur Vermeidung des Tötungsverbotes Bauzeitenregelungen zu beach-
ten, die gewährleisten, dass sämtliche Rodungsarbeiten sowie das Beräumen der 
sonstigen Vegetationsstrukturen außerhalb der Brutzeit durchgeführt werden. Diese 
sind bereits im § 39 BNatSchG verankert, wonach die Entfernung von Gehölzen und 
sonstigen Vegetationsstrukturen nur außerhalb der Brutperiode der Vögel (vom 01. 
Oktober bis 28. Februar) erfolgen darf. Ein entsprechender Hinweis wird im Bebau-
ungsplan aufgenommen. 
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Bei Berücksichtigung der angegebenen Bauzeitenregelung ist das Eintreten von Ver-
botstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG auszuschließen.  
 
2. Störungstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG 

Von einer erheblichen Störung ist auszugehen, wenn dadurch der Reproduktionserfolg 
der Arten und die Überlebenschancen der Population gemindert werden. Bei Arten, 
bei denen sehr wenige Individuen die lokale Population bilden, können bereits gering-
fügige Störungen, welche den Reproduktionserfolg oder die physische Restitution bzw. 
Nahrungsaufnahme bei der Rast beeinträchtigen, erhebliche Auswirkungen auf die lo-
kale Population haben. Das Störungsverbot ist auch bei allgemein häufigen Arten an-
zuwenden, allerdings lösen kleinräumige Störungen weniger Individuen bei diesen Ar-
ten das Verbot nicht aus. Bezugsebene der Betrachtung ist die Wirkung auf die lokale 
Population (s.u.), wobei ein enger Bezug zum Schutz der Lebensstätte der Art beste-
hen kann. Schadensvermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind in die Betrach-
tung einzubeziehen. Hierzu gehören auch aktive Maßnahmen zur Biotopgestaltung mit 
lenkender Wirkung auf das Vorkommen der Arten. Abweichend davon liegt ein Verstoß 
gegen das Verbot nicht vor, wenn die Störung zu keiner Verschlechterung des Erhal-
tungszustandes der lokalen Population führt. 
 
Baubedingte Störungen gelten als temporär und nicht nachhaltig. Es wird nicht mit 
einer Neuansiedlung von Vogelarten während der Bauphase gerechnet. Die Habitat-
ausstattung ändert sich auch mit der Umsetzung der Planungsziele nicht wesentlich. 
Unter Berücksichtigung der beanspruchten Flächen sowie bestehender anthropogener 
Vorbelastungen werden erhebliche Auswirkungen auf die lokale Population ausge-
schlossen. 
 
Das Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist auszu-
schließen. 
 
3. Störungstatbestände (Fortpflanzungs- und Ruhestätten) nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG 

Der Verbotstatbestand gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG greift nur, wenn regelmäßig 
genutzte Reviere vollständig beseitigt werden. Dies beinhaltet die Überprägung des 
gesamten Bruthabitats oder wesentlicher Teile des Habitats sowie eine durch Störun-
gen hervorgerufene Beendigung der Nutzung. Der Verbotstatbestand greift nicht, 
wenn Nistplätze oder Reviere jährlich neu gebildet werden. 
 
Mit der Überplanung der bereits anthropogen genutzten Fläche erfolgt keine Zerstö-
rung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Gehölz- und Gebäudebrütern. 
 
Das Eintreten des Verbotstatbestandes nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG wird damit 
ausgeschlossen. 
 
Rastvögel 

Das Plangebiet befindet sich nicht in der Nähe eines Europäischen Vogelschutzgebie-
tes Durch die Umwidmung eines Allgemeinen Wohngebietes in ein Sonstiges Sonder-
gebiet sind keine erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzziele der Natura 2000-
Gebiete zu erwarten. Es wird keine zusätzliche Bebauung mit der 1. Änderung vorbe-
reitet. 
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Im Rahmen der Potentialabschätzung kann das Eintreten von Verbotstatbeständen 
gemäß § 44 BNatSchG ausgeschlossen werden. 
 
Säugetiere (ohne Fledermäuse) 

Im Ergebnis der Relevanzprüfung wurde ein Vorkommen von Säugetieren nach An-
hang IV der FFH-Richtlinie im Untersuchungsraum ausgeschlossen. Die in Mecklen-
burg-Vorpommern potentiell vorkommenden Arten, wie beispielsweise Fischotter 
(Lutra lutra), Biber (Castor fiber) und Haselmaus (Muscardinus avellanarius), sind auf-
grund fehlender Habitatstrukturen im Untersuchungsgebiet nicht festzustellen. Für die 
Haselmaus fehlen im Plangebiet strauchbestandene geeignete Waldbereiche mit ei-
nem vorzugsweise hohen Haselanteil. 
Aufgrund der dargestellten Argumentation (Biotopausstattung, Nähe zum Siedlungs-
raum) ist keine Betroffenheit der Artengruppe Säugetiere gegeben. Eine Prüfung der 
Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG entfällt. 
 
Säugetiere/Fledermäuse 

Das Plangebiet stellt überwiegend bebaute Fläche im Siedlungsraum dar. Der Gel-
tungsbereich weist keine maßgeblichen Habitatbestandteile (z. B. Gebäude und Ge-
hölze mit geeigneten Rissen, Spalten oder Höhlen) für die Art Fledermäuse auf. Es 
fehlen frost- und störungsfreie Bereiche als Winterquartiere sowie geeignete Baum-
quartiere oder Gebäude als Sommer- bzw. Balzquartiere. Ebenso stellt das Plangebiet 
aktuell keinen maßgeblichen Bestandteil eines Nahrungshabitates dar. 
Aufgrund dieser Argumentation wird das Eintreten von Verbotstatbeständen gemäß 
§ 44 BNatSchG ausgeschlossen.  
 
Reptilien 

Das Plangebiet ist anthropogen stark überprägt. Es handelt sich überwiegend um ve-
getationsarme, bebaute Flächen, die zum Teil versiegelt und fast vollständig strak ver-
dichtet ist. Die europäische Sumpfschildkröte und Schlingnatter können aufgrund ihrer 
speziellen Habitatansprüche generell ausgeschlossen werden. Ebenso sind für die an-
deren geschützten Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie keine geeigneten Lebens-
räume vorhanden. 
 
Die vorhandenen Biotopstrukturen stellen ein mögliches Teilhabitat der Zauneidechse 
dar. Vegetationsfreie Flächen können potentiell von der Zauneidechse als Sonnen-
platz genutzt werden. Eine nähere Betrachtung zu den Verbotstatbeständen des § 44 
BNatSchG wird nachfolgend durchgeführt. 
 
Prüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 

1. Tötungstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
Im Allgemeinen kann es im Zuge der Flächenvorbereitungen (z.B. Beseitigung von 
Vegetationsstrukturen) zu Verletzungen oder direkten Tötungen von Individuen der 
Zauneidechse kommen, wenn die Arbeiten zu der Zeit stattfinden, in der die Zau-
neidechse sich im Sommerquartier (Anfang März bis Ende September) befindet, 
durchgeführt werden.  
 
Generell sind zur Vermeidung des Tötungsverbotes Bauzeitenregelungen zu beach-
ten, die gewährleisten, dass sämtliche Flächenvorbereitungen außerhalb der Sommer-
quartierzeit (Anfang März bis Ende September) durchgeführt werden. Ein entspre-
chender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 
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Bei Berücksichtigung der angegebenen Bauzeitenregelung ist das Eintreten von Ver-
botstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG auszuschließen.  
 
2. Störungstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG 

Von einer erheblichen Störung ist auszugehen, wenn dadurch der Reproduktionserfolg 
der Arten und die Überlebenschancen der Population gemindert werden. Bei Arten, 
bei denen sehr wenige Individuen die lokale Population bilden, können bereits gering-
fügige Störungen, welche den Reproduktionserfolg oder die physische Restitution be-
einträchtigen, erhebliche Auswirkungen auf die lokale Population haben. Das Stö-
rungsverbot ist auch bei allgemein häufigen Arten anzuwenden, allerdings lösen klein-
räumige Störungen weniger Individuen bei diesen Arten das Verbot nicht aus. Bezugs-
ebene der Betrachtung ist die Wirkung auf die lokale Population (s.u.), wobei ein enger 
Bezug zum Schutz der Lebensstätte der Art bestehen kann. Schadensvermeidungs- 
und Minimierungsmaßnahmen sind in die Betrachtung einzubeziehen. Hierzu gehören 
auch aktive Maßnahmen zur Biotopgestaltung mit lenkender Wirkung auf das Vorkom-
men der Arten. Abweichend davon liegt ein Verstoß gegen das Verbot nicht vor, wenn 
die Störung zu keiner Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Popula-
tion führt. 
 
Baubedingte Störungen gelten als temporär und nicht nachhaltig. Es werden Maßnah-
men zur Bauzeitenregelung getroffen. Somit wird nicht mit einer Nutzung der Fläche 
durch die Zauneidechse während der Bauphase gerechnet. 
Die Habitatausstattung ändert sich auch mit der Umsetzung der Planungsziele nicht 
wesentlich. Unter Berücksichtigung der beanspruchten Flächen sowie bestehender 
anthropogener Vorbelastungen werden erhebliche Auswirkungen auf die lokale Popu-
lation ausgeschlossen. Das Plangebiet eignet sich nicht als Fortpflanzungsstätte oder 
Versteckmöglichkeit / Winterquartier, da der Boden im Plangebiet stark verdichtet und 
teilweise versiegelt ist. Es kann nur von einer potentiellen temporären Nutzung des 
Plangebietes ausgegangen werden.  
 
Aufgrund der aufgeführten Argumentation treten keine erheblichen Störungen der lo-
kalen Population aus Sicht des Planverfassers auf.  
Das Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist auszu-
schließen. 
 
3. Störungstatbestände (Fortpflanzungs- und Ruhestätten) nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG 

Der Verbotstatbestand gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG greift nur, wenn regelmäßig 
genutzte Reviere vollständig beseitigt werden. Dies beinhaltet die Überprägung des 
gesamten Sommer- und Winterquartiers oder wesentlicher Teile des Habitats sowie 
eine durch Störungen hervorgerufene Beendigung der Nutzung. 
 
Mit der Überplanung der bereits anthropogen genutzten Fläche erfolgt keine Zerstö-
rung von Eiablageplätzen und Verstecken der Zauneidechse, da die Fläche des Gel-
tungsbereiches aufgrund der vorhandenen Versiegelung und der starken Verdichtung 
lediglich als potentieller Sonnenplatz von der Zauneidechse genutzt wird.  
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Unter Beachtung des § 39 BNatSchG und den Zeiträumen für die Nutzung von Som-
mer- und Winterquartier durch die Zauneidechse sind keine erheblichen Beeinträchti-
gungen zu erwarten. 
 
Das Eintreten des Verbotstatbestandes nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG wird damit 
ausgeschlossen. 
 
Amphibien 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Laichgewässer oder sonstige maß-
gebliche Habitatbestandteile. Es handelt sich um eine Erweiterung und Arrondierung 
des Siedlungsbereiches. 
Aufgrund fehlender geeigneter Habitatstrukturen (temporäre Gewässer, Klein- bzw. 
Stillgewässer) konnte im Ergebnis der Relevanzprüfung festgestellt werden, dass der 
Untersuchungsraum keine Bedeutung für Amphibien besitzt. Das Eintreten eines Ver-
botstatbestandes nach § 44 BNatSchG ist somit auszuschließen. 
 
Fische 

Die spezifischen Habitatansprüche der Artengruppe werden im Untersuchungsraum 
nicht erfüllt. Innerhalb des Geltungsbereiches sind keine relevanten Gewässer vorhan-
den. Das Vorkommen geschützter Arten im Plangebiet ist auszuschließen, zumal der 
Europäische Stör als einzige Anhang IV- Art dieser Artengruppe in Mecklenburg-Vor-
pommern als ausgestorben oder verschollen gilt. Aufgrund der dargestellten Argumen-
tation ist keine Betroffenheit der Artengruppe Fische und Rundmäuler gegeben. Eine 
Prüfung der Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG entfällt. 
 
Tag-/Nachtfalter 

Der Untersuchungsraum wird von trockenwarmen Standortbedingungen bestimmt und 
liegt nicht innerhalb der Verbreitungsgebiete der in Anhang IV der FFH-Richtlinie auf-
geführten Tag- und Nachtfalter. Die artspezifischen Habitatansprüche der geschützten 
Falter liegen in Lebensräumen feuchterer Ausprägung, wie Feucht- und Moorwiesen 
und blütenreichen Säumen, weshalb ein Vorkommen von Tag- und Nachtfaltern im 
Untersuchungsraum nicht zu erwarten ist. Bei den Kartierungsarbeiten konnten auch 
keine spezifischen Futterpflanzen beispielsweise für Nachtkerzenschwärmer festge-
stellt werden. 
Aufgrund der dargestellten Argumentation ist keine Betroffenheit der Artengruppe Tag- 
und Nachtfalter gegeben. Eine Prüfung der Verbotstatbestände gemäß § 44 
BNatSchG entfällt. 
 
Käfer 

Der planungsrelevante Bereich stellt kein geeignetes Habitat für Käferarten dar. Es 
fehlen blütenreiche Säume als Nahrungshabitat und geeignete Gehölze als 
Wohnstätte. Gerade die Arten Großer Eichenbock (Cerambyx cerdo) und Eremit (Os-
moderma eremita) sind auf das Vorhandensein älterer Gehölze, im Falle des Großen 
Eichenbocks speziell Eichen mit ausreichendem Mulmanteil, angewiesen. Der 
Schmalbindige Breitflügel- Tauchkäfer (Graphoderus bilineatus) und die Schwimmkä-
fer-Art Breitrand (Dytiscus latissimus) benötigen hingegen permanent wasserführende 
Stillgewässer. 
Erhebliche Beeinträchtigungen durch Eintreten der nach § 44 BNatSchG festgelegten 
Verbotstatbestände sind auszuschließen. Die weitere Analyse potentieller Beeinträch-
tigungen entfällt. 
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Libellen 

Der Untersuchungsraum liegt nicht innerhalb der Verbreitungsgebiete der in An-
hang IV der FFH-Richtlinie aufgeführten Libellenarten. Ein potentielles Vorkommen 
der Arten innerhalb des Untersuchungsraumes ist auch aufgrund fehlender artspezifi-
scher Merkmale, wie entsprechende Stillgewässer mit Röhrichtbeständen oder Seg-
genrieden, ausgeschlossen. Eine weitere Analyse potentieller Beeinträchtigungen ge-
mäß § 44 BNatSchG entfällt. 
 
Weichtiere 

Der relevante Planungsbereich weist keine geeigneten Habitatstrukturen für die Arten-
gruppe der Weichtiere auf. Klare Stillgewässer, wie sie die zierliche Tellerschnecke 
(Anisus vorticulus) besiedelt, und schnell fließende Bäche als Habitat der Gemeinen 
Flussmuschel (Unio crassus) sind im Untersuchungsgebiet nicht vorhanden. Erhebli-
che Beeinträchtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche Verbotstatbestände 
können eindeutig ausgeschlossen werden. 
 
 
 
6.4 Grünordnerische Festsetzungen / Hinweise 
 
Unter Berücksichtigungen der artenschutzrechtlichen Belange werden folgende Fest-
setzungen getroffen bzw. Hinweise in die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 
aufgenommen: 
 
Vorsorglich sind Abrissarbeiten von Gebäuden, Rodungsarbeiten von Gehölzen und 
anderen Vegetationsstrukturen außerhalb der Brutzeit von Vögeln vom 1. Oktober bis 
zum 29. Februar durchzuführen.  
 
Es ist zu verhindern, dass über einen längeren Zeitraum hohlraumreiche Ablagerun-
gen entstehen, die von Amphibien und Reptilien als Quartiere aufgesucht werden kön-
nen. 
 
Zur Vermeidung der Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG sind die Bautätigkei-
ten auf den Zeitraum vom 01. November bis zum 29. Februar zu legen. 
 
Entsprechend § 18 Abs. 1 NatSchAG M-V sind Bäume mit einem Stammumfang von 
mindestens 100 cm, gemessen in einer Höhe von 1, 30 m über dem Erdboden, ge-
setzlich geschützt. Erhebliche Beeinträchtigungen (z.B. durch Abgrabungen, Überbau-
ungen etc.) im Wurzelbereich (Kronentraufe + 1,50 m) gesetzlich geschützter Bäume 
sind nicht zulässig. 
 
 
7. Durchführungsrelevante Hinweise 
 
Im Bereich Geltungsbereich 1 befinden sich keine Baudenkmale und kein ausgewie-
sener Denkmalbereich. 
Geltungsbereich 2 liegt vollflächig innerhalb des folgenden Denkmals und in der nähe-
ren Umgebung folgender Denkmale: Wendorf Hauptstraße 9 Gutsanlage mit Guts-
haus, Park u. Nebengebäuden, Wendorf Haupt-straße 11 ehem. Kutscherhaus, 
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Wendorf Hauptstraße 12 ehem. Orangerie, Wendorf Hauptstraße 14 u. 14a 
Schmiede/Stellmacherei, Wendorf Hauptstraße 15 ehem. Inspektorenhaus. 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind von der geplanten Maßnahme keine Boden-
denkmale betroffen. Wer während der Baumaßnahmen Sachen, Sachgesamtheiten 
oder Teile von Sachen (Funde) entdeckt, von denen anzunehmen ist, dass an ihrer 
Erhaltung gemäß § 2 Abs. 1 des DSchG M-V ein öffentliches Interesse besteht, hat 
dies unverzüglich anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der 
Arbeiten, den Grundeigentümer, zufälligen Zeugen, die den Wert des Gegenstandes 
erkennen. Die Anzeige hat gegenüber der unteren Denkmalschutzbehörde zu erfol-
gen. Sie leitet die Anzeige unverzüglich an die Denkmalfachbehörde weiter. Der Fund 
und die Fundstelle sind in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung er-
lischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens 
nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im Rahmen des 
Zumutbaren verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des 
Denkmals dies erfordert - vgl. § 11 Abs. 1, 2, 3 DSchG M-V. 
 
Das Plangebiet ist als nicht kampfmittelbelastet bekannt. Es ist jedoch nicht auszu-
schließen, dass bei Tiefbaumaßnahmen Munitionsfunde auftreten können. Aus die-
sem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten 
bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden 
werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren 
Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen. 
Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hinzuzuziehen. 
 
Die Arbeiten sind so auszuführen, dass Schadstoffkontaminationen von Boden und 
Grundwasser nicht zu besorgen sind. Sollten dennoch wassergefährdende Stoffe in 
Boden oder Grundwasser gelangen, ist der Schaden sofort zu beseitigen. Auf der Bau-
stelle sind ständig Materialien für Sofortmaßnahmen vorzuhalten. Die untere Wasser-
behörde des Landkreises Ludwigslust-Parchim ist unverzüglich über Schadstoffkonta-
minationen und Sofortmaßnahmen zu informieren. 
Ergeben sich während der Erdarbeiten konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine 
schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, sind unverzüglich die Arbeiten ein-
zustellen und die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises zu informieren, um die 
weiteren Verfahrensschritte abzustimmen. 
Eventuell vorhandene Fremdstoffe, Müllablagerungen, etc., die im Zuge der Erdarbei-
ten freigelegt wer-den, sind einer geordneten Entsorgung zuzuführen. 
Lagerflächen und Baustellenflächen sind flächensparend herzustellen und bodenscho-
nend zu nutzen. 
Die Zwischenlagerung /Bewertung / Verwertung von Böden hat getrennt nach Boden-
substrat zu erfolgen. 
Bodenmieten sind nicht zu befahren. 
Beim Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen, Gemischen und Bodenmaterial für 
z. B. Zuwegungen und Stellflächen ist die Verordnung über Anforderungen an den 
Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke (Ersatzbau-
stoffverordnung - ErsatzbaustoffV) vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598), die durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 13. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 186) geändert worden ist zu 
beachten. 
Bei der Bodenverwertung auf landwirtschaftlich genutzten Flächen sind 70% der Vor-
sorgewerte einzuhalten und es ist vorab von der LFB Rostock eine Stellungnahme 
einzuholen und zu beachten. 
Der schriftliche Nachweis ist auf Verlangen vorzulegen. 
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Nach Abschluss der Baumaßnahme sind die Bodenfunktionen der nur vorübergehend 
in Anspruch genommenen Böden durch ggf. Rückbau nicht mehr erforderlicher Befes-
tigungen, Aufbringung abgetragenen Oberbodens und Flächenlockerung wiederher-
zustellen. 
 
 
 
 
 
Kuhlen-Wendorf, den 

Toparkus, Bürgermeister 
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